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Zur Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik in Deutschland 
- Chancen und Risiken 
I. Geistig-moralische Grundlagen: Die alte und die neue Sicht 
Marburger Ökonomen besuchten im Október 1988 die Hoch-
schule für Ökonomie "Bruno Leuschner" in Ost-Berlin. Die soge-
nannte "Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik" wurde von 
einem der Gastgeber als neuer Typus sozialer Beziehungen in der 
DDR wie folgt erláutert: "Bis zum Jahre 2000 ist abgesteckt, was je-
der Biirger in der DDR tun muft - eine schöne Aufgabe gesell-
schaftspolitischer Gestaltung." Deutíicher hatte die Unversöhnlich-
keit der beiden entgegengesetzten Gesellschafts- und Moralsyste-
me im geteilten Deutschland nicht charakterisiert werden können. 
Sieht man sich die Struktur des "neuen Typus sozialer Beziehun-
gen" etwas naher an, so wird die Verwandtschaft zu herkömmli-
chen hierarchisch-sozialistischen Standeordnungen offenkundig. 
So wurden auch im Inka-Staat für die grofte Masse der "sozialisier-
ten Menschen" durch zwangsstaatliche Anordnung und Aufsicht, 
Erziehung und Bescháftígung bei extremer Einkommensnivellie-
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rung organisiert Die obere Parteischicht - die "Groftohren", in der 
DDR die "Lackschuhe" - suchte sich zu individualisieren. Wer auf 
irgendeine Weise Verdienste erworben hatte - die sogenannten 
"Langohren" wurde durch Geschenke, persönliche Auszeichnun-
gen und Vergíinstigungen belohnt mit Land, Frauen, Lamas, Klei-
dern, Kunstgegenstanden, dem Recht, in Sánften reisen und gewis-
se Verzierungen tragen zu diirfen (Baudin, 1987). Die Ehrungen 
für die Helden der Arbeit, die Trager der Ehrenbanner, die ver-
dienten Erfinder, Aktivisten des Sports und der Kultur in der DDR 
waren wohl kaum attraktiver. 
Diesem Gesellschafts- und Moralsystem entspricht die Sozial-
technik der Zentralverwaltungswirtschaft sowjetischen Typs mit 
den vier ordnungskonstituierenden Merkmalen: dem Organisati-
onsprinzip des "Demokratischen Zentralismus" als dem Denk- und 
Handlungsmonopol der Kommunistischen Partei zur Sicherung 
ihres Führungsanspruchs in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft; 
dem monopolistischen Herrschaftsanspruch der kommunistischen 
Parteiführung über den Zentralplan als dem verbindlichen volks-
wirtschaftlichen Koordinaüonsinstrument zur Sicherung eines radi-
kalen Wohlfahrtsstaates; dem dominierenden Staatseigentum an 
den Produktionsmitteln als der entscheidenden materiellen Grund-
lage der Suprematie der Kommunistischen Partei und dem staat-
lichen AuBenwirtschaftsmonopol, das über eine Nationalisierung 
der Auftenwirtschaftsbeziehungen die "Nationalisierung der Men-
schen" (W. Röpke) sichern soil. Insgesamt beruht diese Sozialtech-
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nik auf einem feudalsozialistischen Befehls-Zuteilungssystem. Es 
hat den Menschen soziale Sicherheit und Gerechtigkeit verspro-
chen, ihnen dafür den Preis der Verstaatlichung und Politisierung 
aller wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Belange abverlangt 
und sie in die persönliche Unfreiheit und soziale Entrechtung ín 
einer Welt von verwahrlosten Vermögenswerten und sozialen 
Scheinsicherheiten geíiihrt 
Die wirtschaftliche und soziale Misere der DDR ist mit dem 
Moralsystem der SED und der ihr entsprechenden Sozialtechnik 
der Zentralverwaltungswirtschaft entstanden und nur durch Besei-
tigung dieser Ordnung mit ihren komplementeren parteigebun-
denen Planungs-, Lenkungs- und Kontrolldiensten zu überwinden. 
Hieríur hat sich die Bevölkerung der DDR am 18. Márz 1990 
mehrheitlich entschieden. Im Staatsvertrag zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repub-
lik vom 18. Mai 1990 wurde der Übergang der DDR zur Moral der 
offenen Gesellschaft entsprechend den Grundsatzen einer freiheit-
lichen, demokratischen, föderaüven, rechtsstaatlichen und sozialen 
Grundordnung vollzogen. Diese Ordnung umfaftt mit der Verhin-
derung von Gewalt und Betrug, dem Schutz des Privateigentums, 
der Sicherung der Vertragsfreiheit und des Gláubigerschutzes, der 
Herrschaft des freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats im Kern 
jene moralischen Werte einer Zivilrechtsgesellschaft, die "Jenseits 
von Angebot und Nachfrage" angesiedelt sind (Röpke, 1961; Hopp-
mann, in diesem Band). Erst ihre Geltung ermöglicht durch freie 
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Tauschrechte, freie Vertrage, freie Unternehmen, freie Preise, 
offene Márkte und freien Wettbewerb gesteuerte Angebots- und 
Nachfragebeziehungen in einer wirtschaftlich und sozial leistungs-
fáhigen Ordnung. 
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II. Transformation und Integration 
Der Übergang zur Sozialtechnik der offenen Gesellschaft um-
faftt die Aufgaben der Transformation und der Integration des öf-
fentlichen Rechts und der Privatrechtsgesellschaft, zu einer ent-
sprechenden Staatsverwaltung und Gerichtsbarkeit zur Durch-
setzung der Recbtsstaatlichkeit und gesicherter Eigentumsverhált-
nisse. Angesichts der prekáren Eigentumsverháltnisse und grofter 
Rechtsunsicherheit im Übergangsprozefó der DDR verdient die 
herstellung der Rechtseinheit höchste Prioritat Denn nur auf die-
ser Grundlage kann sich der Kernbereich der Sozialen Marktwirt-
schaft - die Wirtschafts- und Wáhrungseinheit als "Wirtschaftsver-
fassung des Wettbewerbs" (Walter Eucken) voll entfalten. Der 
Aufbau der Wirtschaftsverfassung des Wettbewerbs wiederum ist 
notwendig, um nunmehr in beiden Teilen Deutschlands eine "Ein-
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik" mit hohem sozialen Gehalt 
zu begrtinden, 
erstens damit die Menschen rasch aus massenhaft unproduk-
tiver, die Gesamtheit belastender Arbeit (mit vielen Scheinarbeits-
verháltnissen) in wirklich produktive Tátigkeiten wechseln können 
und 
zweitens damit die materielle Basis für eine leistungsfáhige So-
zialpolitik geschaffen und nachhaltiges Vertrauen für den Verbleib 
der Bevölkerung in der DDR begriindet werden können. Nicht so 
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sehr die aktuellen Preis- und Einkommensunterschiede dürften 
námlich für den Strom der Übersiedler ausschlaggebend sein, 
sondern die Befürchtung, daB das Wohlstandsgefalle noch lange 
bestehen wird. 
Für die Entwicklung des Integrationsprozesses wird - áhnlich 
wie auch in der EG - die Preis- und Einkommensangleichung in 
West- und Ostdeutschland ein wichtíger Indikátor sein. Wer nun in 
der Abnahme der Streuung der Preise und Einkommen in 
Deutschland die Verwirklichung von sozialer Gerechtigkeit sehen 
möchte, wird folgende Umstande zu berücksichtigen haben: 
1. Die Disparítaten in allén Lebenslagen zwischen beiden 
Teilen Deutschlands sind durch das feudal-sozialistische 
Moralsystem der DDR und seine leistungshemmende So-
zialtechnik entstanden und nur mit ihrer Überwindung zu 
beseitigen, wenn aus der DDR nicht eine Versorgungsan-
stalt der Bundesrepublik werden soil. 
2. Der IntegrationsprozeG wird nicht bei einheitlichen Prei-
sen, Einkommen und Lebenslagen enden. Auch innerhalb 
der Bundesrepublik wie im gesamten EG-Raum werden 
sich die Einkommen sektoral und regional immer mehr 
oder weniger stark unterscheiden. 
3. Der Wunsch nach sozialer Gerechtigkeit und die Sach-
und Systemgerechtigkeit der Angleichungspolitik können 
betrachtlich auseinanderfallen. In diesem Konílikt zwi-
schen Gesinnungs- und Verantwortungsethik (Max Weber, 
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1958, S. 193 ff.) scheiden sich die Geister, nicht so sehr im 
Hinblick auf die Aufgabe der Transformation der Rechts-
ordnung, als vielmehr auf die Bewáltigung des Integra-
tionsproblems. 
Der Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik zeigt eindrucksvoll, 
daB wesentliche Aufgaben der Transformation unter dem Druck 
der Abwanderung aus der DDR zumindest formal in einer relativ 
kurzen Zeitspanne und mit beachtlicher konzeptioneller Klarheit 
bewáltígt werden konnten. Sehr viel schwieriger sind die folgende 
Aufgabe der konkrétén Gestaltung des Übergangs zur Wirtschafts-
verfassung des Wettbewerbs und die damit verbundenen Prozesse 
der Integration im Sinne der Herausbildung dessen, was Wilhelm 
Röpke eine 'Tausch-, Preis- und Zahlungsgemeinschaft" nennt Die 
Lösung dieses Problems wird sehr viel mehr Zeit beanspruchen 
und in jenem Spannungsfeld von Gesinnungs- und Verantwortungs-
ethik zu bewálügen sein, das nach Max Weber (1958, S. 493 ff.) auf 
grundverschiedenen, unaustauschbar gegensátzlichen Maximén 
beruht 
Die Gesinnungsethiker sind von dem Wunsch beseelt, die 
nachteiligen Folgen, die unvermeidlich in den hoffnungs-
vollsten Plánén des Übergangs zur Marktwirtschaft ver-
borgen liegen, vorsorglich zu vermeiden. Dieses Anliegen 
verführt dazu die Gegenwart zu opfern. Die Kernthese der 
Gesinnungsethiker lautet: "Soziale Errungenschaften dür-
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fen nicht aufs Spiel gesetzt werden." Diese Position láfót 
sich leicht für prinzipiell antimarktwirtschaftliche Kam-
pagnen im ÜbergangsprozeG miftbrauchen. Typisch für 
diese Denktradition ist der Wunsch, die Angleichung nach 
Bedarf zu lenken und planmáftig zu beschleunigen. Das 
Kollektivprinzip der Stammesmoral ist bei diesem Aktio-
nismus unverkennbar. 
Die Verantwortungsethiker sind unter dem Anspruch not-
wendiger einschneidender Umstrukturierungen und An-
passungen zu unpopuláren Entscheidungen bereit und 
stellen die Einkommensangleichung in dem Mafte in Aus-
sicht, in dem die Gesamtordnung nach dem Moralsystem 
der offenen Gesellschaft und den Regein ihrer Sozialtech-
nik - einer dem Individualprinzip verpílichteten Marktwirt-
schaft - an Funktions- und Leistungsfáhigkeit gewinnt 
Über die Ausformung dieser Regein - vornehmlich durch 
Ordnungspolitik, vor allém etwa in den Bereichten Wettbe-
werb, Steuern und Finanzen, Arbeitsmarkt, Wohnungs-
markt, Umweltschutz, soziale Sicherung - versuchen die 
Verantwortungsethiker, die Entstehung sozialer Fragen so 
weit wie möglich zu verhindern. Die Sach- und System-
gerechtigkeit ordnungspolitischer Mafónahmen im Dienste 
gröfterer materieller Gleichheit in Deutschland entschei-
den sie bevorzugt in Übereinstimmung mit dem Moralsys-
tem der offenen Gesellschaft und ihrer Sozialtechnik - dem 
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Marktpreissystem und dem wettbewerblichen Leistungs-
prinzip. 
Die Chancen und Risiken auf dem Weg zu einer wirklichen 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik in Deutschland hangén 
wesenUich davon ab, wie der Konflikt zwischen den 
Verantwortungs- und den Gesinnungsethikern entschieden wird. 
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III. Chancen 
1. Entfesselung des Unternehmertums - Haupttriebkraft der In-
tegration 
Wáhrend die Transformation primár eine politisch-staatliche 
Aufgabe darstellt, hángt der Verlauf des Integrationsprozesses ent-
scheidend von den Entfaltungsmöglichkeiten dynamischer Unter-
nehmer ab. Unternehmerische Initiative und Tatkraft miissen sich 
in der DDR rasch und erfolgreich entfalten können, damit ein 
wichtiger Aspekt der Integration der beiden Wirtschaftsgebiete, 
die durch die Übersiedler erzwungene Wanderungsfreiheit des 
Faktors Arbeit, den Aulhol- und Angleichungsprozeft nicht er-
schwert Die bisherige Abwanderungsneigung kann nur gestoppt 
und durch eine nachhaltige Dynamik in der Produktivitats- und 
Einkommensentwicklung abgelöst werden, wenn über die Arbeits-
plátze in der DDR im internationalen Wettbewerb mit hinreichen-
dem Gewinnanreiz unternehmerisch disponiert werden kann. 
An Unternehmerpersönlichkeiten wird es prinzipiell nicht man-
geln, weder an eigenen noch an zuströmenden. Gewift - Hierarchie 
züchtet Opportunisten, "die mit dem Sessel denken, auf dem sie 
gerade sitzen" (Under, 1975). Doch hat die bisherige Sozialtechnik 
der DDR nicht nur die Inflation zuriickgestaut, "sondern auch die 
Unternehmerleistung" (Willgerodt, 1990, S. 163). Die Randbe-
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reiche der Staatswirtschaft und die Schattenwirtschaft waren auch 
in der DDR Tummelplatze für unternehmerische Begabungen. 
Auch der erfolgreiche Manager im Kernbereich der Staatswirt-
schaft muftte ein findiger Kopf sein, um angesichts der vielfáltigen 
systembedingten Koordinationslücken der Planwirtschaft - nicht 
selten unter Umgehung von Planvorschriften - Engpaftgüter zu be-
schaffen und tauschfahige Güter hierfiir bereitzuhalten. Unter-
nehmungsgeist war in der DDR gefordert, um im Wirrwarr der 
vorgegebenen Kennziffern und Normative die staatlichen Auflagen 
möglichst so zu erfüllen, daft ein Maximum an Pramieneinnahmen 
langfristig gewáhrleistet werden konnte. Es ist also von einem 
groften Potential ökonomisch fehlgeleiteter unternehmerischer 
Kreativitat in der DDR auszugehen, das sich endlich frei und 
selbstverantwortlich entfalten kann. Erstmals kann jetzt in der 
DDR zwischen selbstandiger und unselbstandiger Erwerbstatigkeit 
gewahlt werden. Der Staat als Nachfragemonopolist der Arbeit ist 
entmachtet 
Dieser Freiheitsgewinn mit der Beendigung des Versuchs der 
Zwangsproletarisierung, die Karl Marx schon 1865 von Deutsch-
land verlangt hatte, ist ein sozialer Fortschritt ersten Ranges. Erst 
dadurch können auch die Gewerkschaften als unabhángige Inte-
ressenvertreter im klassischen Verstandnis ihrer Aufgabe in der 
DDR arbeiten. Sie müssen sich nicht langer als "Schulen des So-
zialismus" betrachten. Es ist daran zu erinnern, daft nach der Wáh-
rungsreform vom 20. Juni 1948 das Vollbeschaftigungsziel in West-
deutschland verháltnismáftig rasch und bis weit in die funfziger 
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Jahre auch noch mit einem ganz geríngen Ausmaft an Geldentwer-
tung erreicht werden konnte, auch wohl deshalb, weil die Gewerk-
schaften bei hochelastischem Arbeitskráfteangebot eine volkswirt-
schafűich verantwortíiche Lohnpoliük ermöglichten. 
2. Die Bundesrepublik ordnungspolitisch überholen 
Die angekündigte Wáhrungseinheit mit einem einheitlichen 
deutschen Preissystem stellt - auch bei zunáchst noch starker 
Streuung der Preise und Einkommen - ein günstige Voraussetzung 
dar, um den Integrationsprozeft zu beschleunigen. Allerdings muft 
die Bundesrepublik bei den erheblichen Risiken einer Wáhrungs-
einheit angesichts eines betráchtlichen Produktivitáts- und Realein-
kommensrückstands der DDR ein existentielles Interesse daran 
haben, daft sich die Preis- und Einkommensangleichung im Integ-
rationsprozeft weitgehend an marktwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen orientiert 
"Aufterordentliche Zeiten erfordern aufterordentliche Maftnah-
men". Deshalb wáre es noch besser, die DDR wiirde auf ordnungs-
politischem Gebiet endlich das wahrmachen, was Walter Ulbricht 
(1970, S. 8) vor zwanzig Jahren auf dem Gebiet der wissenschaft-
lich-technischen Leistungen vergebens gefordert hatte: die Bun-
desrepublik zu "überholen, ohne einzuholen." 
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Diese Chance zu nutzen, heiftt Abschied nehmen von der Ge-
dankenakrobatik über einen "Dritten Weg" der DDR mit einer 
Doppelmitgliedschaft in beiden entgegengesetzten Moralsystemen. 
Schriftsteller, die den Stoff für ihre Bücher aus der DDR, die Ver-
lagshonorare aber aus der Bundesrepublik in harter Wahrung be-
ziehen, mögen sich solche ordnungspoliüschen Sandkastenspiele 
leisten können. Wem jedoch das wirtschaftliche und soziale Wohl 
der bisher "sozialisierten Menschen" - der "Arbeitsschuhe" der 
SED - am Herzen liegt, der muft zur Kenntnis nehmen, daft dritte 
Wege - wenn nicht die Soziale Marktwirtschaft damit gemeint ist -
in áufterst kostspieligen Sackgassen enden. Die entsprechenden 
staatswirtschaftlichen Lenkungstechniken unterliegen - wie auch 
die der Zentralverwaltungswirtschaft sowjetischen Typs - "in ganz 
ungewöhnlichen Mafte dem Gesetz des abnehmenden Ertrags" 
(Böhm, 1950, S. XXVII). 
Demgegenüber ist die Wettbewerbswirtschaft ein wahres "kul-
turelles Wunderwerk" (ebenda, S. XXV). Von einer freiheitslieben-
den Bevölkerung müftte es rasch zur Entfaltung gebracht werden 
können. Die Verantwortlichen in der DDR sollten sich bei dieser 
wohltatigen "Zumutung" nicht durch folgende Beobachtung irritie-
ren lassen: Die westdeutsche Wirtschaftsverfassung des Wettbe-
werbs hat eine beachtliche Zahl von Ausnahmen. Damit wird unter 
Verletzung des Prinzips der Rechtsstaatlichkeit versucht, den In-
teressen von Verbánden, Bundes-, Lander- und Kommunalressorts 
Rechnung zu tragen. Die aktuelle Deregulierungsdebatte in der 
Bundesrepublik zeigt, daft es im politischen Prozeft áufterst 
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schwierig ist, diese offene rechtsstaatliche Flanke der Wirtschafts-
verfassung des Wettbewerbs zu schlieften. Angesichts der unter 
erheblicher Zeitnot und mit starken sozialen Belastungen zu bewál-
tígenden Anpassungen beim Übergang der DDR zur Sozialen 
Marktwirtschaft mag sich deshalb die Frage stellen: Sollten die 
Regein der Wirtschaftsverfassung des Wettbewerbs nicht von vorn-
herein sehr viel enger gefaftt werden? 1st eine marktmáftige An-
passung nach dem Trial-and-error-Prinzip nicht zu umstandlich, 
willkürlich, verschwenderísch und insgesamt viel zu langsam? 
Dem Argument des Marktversagens bei der Lösung des Integratí-
onsproblems widersprechen die Erfahrungen, die nach dem Zwei-
ten Wellkrieg mit der Poliük des Zögerns gemacht worden sind, 
die Übel des staatswirtschaftlichen Dirigismus gründlich und 
rechtzeitíg zu bekámpfen: Groftbritannien blieb noch lange Zeit bei 
der Bewirtschaftung und Raüonierung, und Frankreich hielt am 
System der Planiíication jahrelang über den Zeitpunkt hinaus fest, 
zu dem die staatswirtschaftliche Lenkung in der Bundesrepublik 
mit Ausnahme einiger Sonderbereiche schon abgeschafft worden 
war. 
In beiden Landern wie auch in den westdeutschen Ausnahme-
bereichen waren und sind die Ergebnisse höchst enttauschend. 
Deshalb spricht alles dafür, die Wirtschaftsverfassung des Wettbe-
werbs in der DDR uneingeschránkt zu etablieren, zu starken und 
möglichst über die Standards hinaus aktionsfahig zu machen, die 
in der Bundesrepublik gelten: Die ordnungspolitische Leitlinie "die 
Bundesrepublik überholen, ohne sie einzuholen" heiftt, nach besse-
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ren ordnungspolitischen Lösungen, auch nach Lösungen ohne je-
des Vorbild Ausschau zu haltén. Immerhin gilt es eine Daten-
konstellation zu meistern, für die es ebenfalls kein Beispiel gibt 
Die Wáhler der DDR haben sich für eine freie, offene Gesell-
schaft, für den innerdeutschen und internationalen Wettbewerb 
entschieden. Die ordnungspoliüsche Wende muft deshalb ein un-
geteilter Übergang zu einer freiheitssüftenden und wettbewerbs-
konformen Wirtschaftspoliük auf der Grundlage einer freiheitli-
chen Wirtschaftsordnung sein. Politische und wirtschaftliche Frei-
heit gehören ebenso zusammen wie poliüscher und ökonomischer 
Wettbewerb. Sonst droht der Rückfall in die Stammesmoral des 
Sozialismus. Freilich erfordert der fundamental Strukturwandel in 
der DDR bei (noch) gestörtem Marktautomatismus vielfach ein 
ungewöhnlich unsicheres Umhertasten und Experimentieren; da-
bei dürften manche Erfahrungen auch als unglücklich empfunden 
werden. Doch haben die negaüven Begleiterscheinungen in jedem 
Falle nur transitorischen Charakter. Dagegen würde die Beibehal-
tung der staatswirtschaftlichen Dominanz im Integrationsprozeft zu 
dauerhaften, schwer heilbaren Disproportionalitaten sowie zu Er-
starrungen in der politischen und wirtschaftlichen Verfassung des 
Wettbewerbs führen. Die entscheidende Triebkraft der Integration 
- das entfesselte Unternehmertum - würde geschwácht 
3. Der Mittelstand als Integrationsbeschleuniger 
Der Vorstofi in die wirtschaftliche Selbstandigkeit, die Über-
windung und Vermeidung von nicht mehr nachfragegerechten 
Produküonskapazitaten, die Öífnung von neuen Bescháftigungsbe-
reichen, von Quellen rasch ansteigender Flexibilitat und Produkti-
vitat werden wesentlich aus den von Planzwángen befreiten be-
stehenden, vor allém aber von neuen privatwirtschaftlichen Hand-
werks- und Gewerbebetrieben erwachsen. Es gibt - anders als in 
der UdSSR - in der DDR deutlich sichtbare Spuren einer überkom-
menen unternehmerischen Kultur. Die mittelstandischen Unter-
nehmen werden wegen ihrer gröfteren Flexibilitat - auch in den 
Einkommenserwartungen - die fáhigen Köpfe mit vielen produktí-
ven Bescháftigungs- und Ausbildungsgelegenheiten anziehen, die 
Anpassungsprobleme schneller bewáltigen und über die Auslösung 
vielzahliger Mitlaufereffekte eine wachstumswirksamere Ausstrah-
lung als die staatseigenen Grofóbetriebe haben. Der Mittelstand 
wird in der DDR auf vielen Gebieten Schrittmacher des wirtschaft-
lichen und technischen Fortschritts sein. Dies legt eine aktive 
Mittelstandspolitik nahe. Allerdings mufi diese nicht in immer 
mehr Förder- und Hilfsprogrammen bestehen, mit denen sich die 
Politiker im Wettbewerb um die Wáhlergunst gerne hervortun. Am 
wichtígsten ist es, Diskriminierungen und unnötige Belastungen 
von Klein- und Mittelbetrieben zu vermeiden und abzubauen. Vor 
allém geht es dabei um folgende Punkte: 
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1. Die wirksamste Hilfe ware ein Verzicht auf formale Rege-
lungen, die die Gründung unnötig erschweren. So sollte 
sich die DDR - entgegen dem Rat des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks (ZDH) - erst gar nicht den 
volkswirtschaítlichen Luxus leisten, enge "Záune um Beru-
fe zu ziehen" (Ludwig Erhard). Warum soil in der DDR 
der grofte Befáhigungsnachweis verbindlich vorgeschrie-
ben werden, anstatt sofort auf den Kurs der EG-Kompatibi-
litat mit der Berufszulassung einzuschwenken? Die deut-
sche Handwerksordnung von 1935/1955 - áhnliches gilt 
für manche Ordnungen der freien Berufe - verengt den 
Berufszugang und reduziert die Möglichkeit zu einer un-
ternehmerischen Anpassungselastizitat (Habermann, in 
diesem Band). Ein volkswirtschaftlicher Luxus ware es 
auch, die jetzt neu auikommende Konkurrenz aus der 
DDR zu diskriminieren. Kaum haben die grenzüberschrei-
tenden Aküvitaten des DDR-Handwerks begonnen, schon 
ist in Publikaüonen des ZDH die Rede von "Wettbewerbs-
verwerfungen", die nur "voriibergehend" ertragen werden 
könnten. Der Vorwurf des "sozialen Dumping" liegt dann 
nicht mehr fern. Die Gewerkschaften werden sich dem 
mit dem Argument anschlieften, die DDR dürfte nicht als 
Niedrig-Lohn-Land miftbraucht werden. 
2. Empfehlenswert ware die steuerliche Begünstigung der 
Eigenkapitalbildung, zumindest aber Vermeidung der 
steuerlichen Diskriminierung der Eigenkapitalbildung ge-
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genüber der Fremdíinanzierung, des Beteiligungsvermö-
gens gegenüber anderen Vermögensarten (Sparguthaben, 
Eigenheim, Lebensversicherung). Ein weitgehender Ver-
zicht auf die ertragsunabhángige Besteuerung ware wün-
schenswerl Steuerliche Anreize zur Förderung selbstandi-
ger Existenzen sind auf Dauer Eigenkapitalhilfe-Program-
men mit einem betrachtlichen bürokratischen Aufwand 
und allén Nachteilen einer direkten Subvention vorzuzie-
hen. 
Die beste Förderung selbstandiger Existenzen ist ein 
rasch in Gang kommendes Kreditgescháft der Bankén in 
der DDR, Der Mangel an hinreichendem Eigenkapital 
kann in der betrieblichen Startphase háufig auch noch 
nicht durch Haftungsvermögen ausgeglichen werden. Dies 
wird sich jedoch bald ándern, wenn die vorhandenen Anla-
gegüter auf Sekundármárkten bewertet werden können. 
Bei prekáren Eigentumsverháltnissen werden im Über-
gang Wechselkreditgescháfte, Eigentumsvorbehalte, 
Pfandrechte und auch andere Vereinbarungen der Kredit-
sicherung eine besondere Rolle spielen. Im eigenen Inte-
resse werden sich die Kreditnehmer an bestimmte Ge-
scháftsbanken langfristig binden wollen, 
um die Konditionen der Kreditaufnahme (Risikopra-
mie) günstiger zu gestalten und 
um die Reputation der Hausbank als Ersatz für unzu-
reichendes Eigenkapital gegenüber den Iieferanten 
und Abnehmern zu nutzen. Die Schuldner werden 
sich um die standige Bereitstellung von vertrauens-
würdigen Geschaftsinformationen bemiihen und sich 
eine gewisse Einiluftnahme auf ihre Gescháftspolitik 
gefallen lassen müssen. Die Bankenkontrolle der Un-
ternehmen ist jedoch nicht mit deijenigen im alten 
System der Zentralverwaltungswirtschaft zu vergleich-
en, die sich auf die Überprüfung der Planmaftigkeit 
des betrieblichen Geschehens bezog. Da die Kontrol-
leure der Staatsbankfilialen nicht erfolgsabhángig prá-
miiert wurden und auch nicht dem Wettbewerbsdruck 
unterlagen, waren sie unternehmerisch kaum gefor-
dert Dagegen werden die Gescháftsbanken von heute 
unter Wettbewerbsdruck ihr ganzes unternehmeri-
sches Können aulbieten müssen, um zu gewáhrleis-
ten, daft die mit ihren legitimen Sicherungsansprü-
chen verbundenen Veriugungsrechtsbeschrankungen 
nicht den unternehmerischen Dispositionsspielraum 
der Schuldner allzusehr einengen. 
4. Privaüsierung 
Die "Eigenerzeugung" der öffentlichen Hand ist in vielen Fal-
len überall ohne Leitungseinbufte und meist mit erheblicher Ent-
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lastung des Staatshaushalts durch private Unternehmen billiger 
möglich. Der kommunáié Wirtschaftsbereich, der sich in der DDR 
zum Teil auf ehemals privatwirtschaftlich organisierte Tatigkeits-
schwerpunkte erstreckt, bietet für wettbewerbliche Marktlösungen 
Gelegenheiten in Füllé. Daft die Bundesrepublik bei der Neuerstel-
lung und Modernisierung der öffentlichen Infrastruktur (Verkehr, 
Transport, Kommunikaüon, Energie- und Wasserversorgung, Müll-
abfuhr, Gesundheit und Bildung, Umweltschutz) erhebliche Mittel 
einbringen sollte, gilt weithin als unbestritten. Doch müssen die 
entsprechenden Einrichtungen und Leistungen keineswegs zwin-
gend in öffentlicher Regie betrieben und erbracht werden. Warum 
sollten private Investoren von diesen Aufgaben - háufig mit Schlüs-
selfunküon für eine erfolgreiche marktwirtschaftliche Erneue-
rungs- und Gesundungspolitik - ausgeschlossen sein? Der Nach-
weis eines Marktversagens privatwirtschafÜicher Lösungen ist bis-
her nirgendwo überzeugend gelungen. Soziale Zwecke, wie die flá-
chendeckende Versorgung der Bevölkerung, können durch geeig-
nete Staatsauflagen gesichert werden. Der Bau des englisch-franzö-
sischen Kanaltunnels zeigt, daft selbst für Mammutprojekte im 
Verkehrsbereich auf Staatsmonopole verzichtet werden kann. Vor-
aussetzung für ein privatwirtschaftliches Engagement ist allerdings 
eine marktgerechte Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Eine 
Füllé von Finanzierungsmodellen und Formen der Bereitstellung 
staatlich finanzierter Güter und Dienstleistungen durch private 
Subunternehmer und Konsortien ist bekannt Die auftergewöhnlich 
kritische Situation in den zentralen Infrastrukturbereichen der 
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DDR erfordert die Mobilisierung privatwirtschaftlich-wettbewerb-
licher Lösungen in einem Ausmafó, wie es in der Bundesrepublik 
nicht bekannt ist Bei den hier gestellten Aufgaben, die es kurz-
fristig zu verwirklichen gilt, sind die Lösungsvorbilden eher in 
Groftbritannien, in den USA und in Japan als in der Bundesrepub-
lik zu finden. 
Der Wettbewerb mit staatlich subventionierten Kombinátén 
schmálert die Erfolgschancen der kleinen und mittleren Unterneh-
men und erhöht ihre Steuerlast Deshalb ist die rasche Umwand-
lung der Staatsbetriebe - als den bisherigen Bastíonen der Staats-
macht - in marktgángige Unternehmen eine vordringliche volks-
wirtschaftliche Aufgabe. Die Produktionsstruktur der DDR und die 
betriebliche Arbeitsteilung beruhen im wesentlichen auf der "Kom-
binatsverfassung" von 1979. Die Kombináté wurden nach einem 
Prinzip der Konzentraüon gebildet das nur aus der Funktionslogik 
der Zentralverwaltungswirtschaft, ihrer "Aífinitat zum GroBbetrieb" 
(Karl C. Thalheim, 1971, S. 79), verstandlich ist Je nach Wirt-
schaftszweig wurden in einem Kombinát 20 bis 40, teilweise auch 
über 150 Betriebe und Zweigbetriebe mit bis zu 70.000 Bescháftig-
ten zwangsweise zusammengeschlossen. Die Kombináté und die 
ihr zugrundeliegende zentralisüsch-bürokratische Methode der Ar-
beitsteilung auf der Basis des staatlichen Eigentums an den 
Produktionsmitteln sind eine der Hauptursachen der wirtschaftli-
chen und soziale Misere der gegenwárügen DDR. 
Die Aufgabe, die Kombinatsbetriebe marktgángig und wettbe-
werbsíahig zu machen, ist eine wesentliche Bedingung, um die 
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prinzipielle Kontinutitat von Produktíon und Bescháftigung im in-
dustríellen Bereich der DDR zu sichern. Staatliche Unternehmen 
weisen bekanntlich auch in Marktwirtschaften erhebliche volks-
wirtschaftliche Mangel auf. Sie vermitteln meist vergleichsweise 
schwache Anreize für eine nachfrageorientierte, rentable und neue-
rungsfreundliche Wirtschaftsweise und für die Bildung von hin-
reichendem Haftungskapital. Indem der Staat ihr Überleben 
entweder über Subvenüonen oder Garanüen anderer Art sichert, 
die standige Bewertung der Unternehmenstatigkeit durch den 
Kapitalmarkt als Kontrollinstrument ausfállt und die Leitungsaufga-
ben hauíig mit poliüschen Zielsetzungen der staatlichen Eigentü-
mer konfundiert werden, wird die Integration der entsprechenden 
Unternehmen in die Marktwirtschaft aufterordentlich erschwert 
Das eigentumsrechtlich bedingte Anreiz- und Kontrolldefizit der 
Staatsbetriebe reduziert sich allerdings erheblich, wenn sie im 
Wettbewerb mit Privatunternehmen gezwungen sind, für den Ver-
lust aus Eigenmitteln, notfalls aus Einkommenseinbuften der Ma-
nager und Bescháfügten, zu haften, wenn die Manager prinzipiell 
gewinnabhángig enllohnt werden und wenn mit einem hohen Pri-
vaüsierungsrísiko gerechnet werden muft. 
Diese Erfahrungen können in der DDR unmittelbar genutzt 
werden. Auszugehen ist dabei von jenem Grundverstandnis der So-
zialen Marktwirtschaft, nach dem die Beweislast für die unterneh-
merische Betatigung des Staates grundsatzlich nicht bei dem liegt, 
der privatisieren will, sondern bei dem, der dies verhindern möch-
te. Dieser müftte auch zeigen, wie die Betriebe bei fortbestehen-
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dem Staatseigentum in eine wettbewerbskonforme Verfassung, in 
einen Zustand der Gleichrichtung von Verfugung, Nutzung und 
Haftung gebracht werden können. Die erforderlichen Maftnahmen 
der Reorganisation, der Umstrukturierung und der Gesund-
schrumpfung der Staatsbetriebe müssen letztlich von verantwort-
lichen Eigentiimern entschieden und dann vom Markt bestatigt 
werden. Soweit - wie wohl in zahlreichen Fallen - Entscheidungen 
über die endgülüge Regelung der Eigentumsverháltnisse nicht 
sofort möglich sind, ist eine Übergangsregelung zu finden. Dem 
genannten Grundverstandnis der Sozialen Marktwirtschaft folgend, 
sollte diese so angelegt sein, daft die mit der treuhánderischen 
Verwaltung beauftragen Stellen nicht der Versuchung erliegen 
können, möglichst viel Eigentum dem Staat zu sichern, damit 
mehr oder weniger dem Einfluft des Marktpreissystems zu ent-
ziehen und die Chancen für eine rasche Privaüsierung zu unter-
drücken. 
Die Kombináté einer Treuhandanstalt zu überantworten, um 
deren Betríebe nach Entflechtung in eine verkehrsfáhige Rechts-
form zu bringen, erfordert eine wettbewerbskonforme Aufgaben-
stellung. Die Arbeitsgemeinschaft Selbstandiger Unternehmer hat 
einmal für die Bundesrepublik den Grundsatz aufgestellt: Prívati-
sierungsreif sind alle Unternehmen, die in der jeweiligen Branche 
mit privátén Unternehmen konkurrieren oder vorherrschend auf 
Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Unternehmen mit chronischen 
Verlusten sollten erst nach Sanierung privatísierungsfáhig gemacht 
werden. Dieses Prinzip kann nicht ohne weiteres auf die DDR-Ver-
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háltnisse íibertragen werden. Denn je nach der staallichen Preis-
setzung und dem Ausmaft der Durchbrechung des kostenbezoge-
nen Preiszusammenhangs ("Abweichung des Preises vom Wert") 
habén sich zwischen den Betrieben zur Schliefiung des monetaren 
Kreislaufs mehr oder weniger umfangreiche Umverteilungsmaft-
nahmen als notwendig erwiesen. Hierdurch werden "subventions-
bedürfüge" Betriebe und "gewinnabführende" Belriebe je nach 
Preissetzung beliebig austauschbar. Der bisweilen zu hörende 
Vorwurf der Verschleuderung von "Staatsperlen", wobei der Staat 
zu Lasten der Steuerzahler auf den Verlustbetrieben sitzenbleibt, 
ist also für die DDR schon gar nicht angebracht Die Verlustbetrie-
be müftten als solche erst unter Marktbedingungen herausgefun-
den werden. Deshalb sind alle Staatsbetriebe in der DDR im Zwei-
fel als privaüsierungsreif anzusehen. 
Eine weitsichüge Prívaüsierungspoliük bietet die Chance, brei-
te Schichten der Bevölkerung - einschliefólich der Belegschaften -
am Produküwermögen zu beteiligen. Auch bei der Popularisie-
rung der Aktíe und ihrer wirtschaftlichen Aufwertung als Anla-
gegut könnte die DDR die Bundesrepublik "überholen". Bekannt-
lich ist der Aküenbesitz der deutschen Prívathaushalte im inter-
nationalen Vergleich relaüv geríng. Wáhrend in den USA 67 Pro-
zent des Aküenbesitzes privátén Haushalten gehören, sind es in 
der Bundesrepublik nur 18 Prozent; lediglich Italien liegt noch dar-
unter. Wer am dominierenden Staatseigentum als einer "sozialen 
Errungenschaft" der DDR festhalten möchte, torpediert gewollt 
oder ungewollt den Prozefó der Integration. Es ist damit zu rech-
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nen, daft die Privatisierung der DDR-Betriebe, besonders auch im 
politischen Prozeft der Bundesrepublik, heftíg umstritten sein wird. 
Gegenaktionen waren hier schon bisher gezielt auf die Belegschaf-
ten betroffener Unternehmen hin angelegt worden, wobei ord-
nungspolitische Aspekte völlig vernachlássigt wurden. Noch 1986 
wurde dem Bundesíinanzminister vor dem Hintergrund vorausge-
gangener Privatisierungsaktionen von einem fiihrenden 
Oppositions politiker "leichtsinnige und unmoralische Verschleude-
rung von Nationalvermögen" vorgeworfen. Die Privatisierungspoli-
tik wurde "im moralischen Sinne" als "Veruntreuung" bezeichnet, 
und im Regierungsprogramm von 1987 bis 1990 der Sozialdemok-
ratischen Partei Deutschlands ("Zukunft für alle - Arbeiten fur so-
ziale Gerechtigkeit und Frieden") wird angekündigt: "Wir werden 
der Verschleuderung des Bundesvermögens Einhalt gebieten." 
Auf dem für eine erfolgreiche Integration der DDR entschei-
denden Gebiet der Privatisierungspolitik sind ein beharrlicher 
politischer Wille der Regierung, eine loyale Administration und 
überzeugende Öffentlichkeitsarbeit gefforderL Die Geschichte der 
Sozialen Marktwirtschaft hat gezeigt, daft sich bei dieser Aufgabe 
die Wissenachaft gleichsam als "geistiges Gewissen der Politik" 
(Norbert Kloten, 1989, S. 13) zu bewáhren hat 
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5. Abgeleitete Wettbewerbsfáhigkeit durch Direktinvestoren 
Aus der Bundesrepublik und anderen westlichen Landern ist 
mit einem groften Interesse an Direktinveslitionen in der DDR zu 
rechnen. International tatige Finanzberatungsgesellschaften berich-
ten über eine aufterordentlich starke unbefríedigte Nachfrage nach 
Unternehmen. Auslándische Firmen suchten sich in der "Festung 
Európa" zu etablieren. Die Finanzierung des Aufkaufs von Unter-
nehmen gilt als ziemlich unproblematisch, wenn das ordnungspoli-
tische Umfeld sümmL Die DDR konkurriert mit Landern, die 
háufig an erster Stelle mit marktwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen werben. Deshalb muft sich die DDR etwa in Fragen der Eigen-
tums-, Unternehmens-, Arbeitsmarktverfassung, der Auftenwirt-
schaftsordnung und der Stellung der Gewerkschaften einer kriti-
schen internationalen Beurteilung stellen. Vorbehalte gegen Di-
rektinvestoren zum "Schutz gegen eine Überfremdung der DDR-
Wirtschaft" waren áufterst nachteilig für den Integrationsprozefó, 
wenn diese nicht wettbewerbspolitisch begründet sind. Denn damit 
wird die bestandigste Form des Kapitalimports, die Beteiligung, 
diskriminiert Den Verantwortlichen für die DDR-Wirtschaft muft 
angesichts zahlreicher Unsicherheiten im Übergangs- und Integra-
tionsprozeft und anderer Formen des Kapitalimports daran gelegen 
sein, die Bedingungen für Direktinvestitionen - besonders auch im 
Zusammenhang mit der Beteiligung an Kombinatsbetrieben - zu 
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erleichtern. Auf diese Weise kann námlich diesen Betrieben am 
wirkungsvollsten die Chance geboten werden, eine abgeleitete 
Wettbewerbsfáhigkeit und damit jenes "akquisitorische Potential" 
zu erwerben, das bekanntlich die Stellung im Wettbewerb 
verbessert 
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IV. Risiken 
1. Wohlfahrtsstaatliche Neigungen im politischen Prozeft 
Der Übergang zur Sozialen Marktwirtschaft fordert die Anpas-
sung an veránderte beruíliche Leistungsbedingungen, an neue Be-
wertungsmaftstabe für das vorhandene Vermögen und für über-
kommene Einkommensansprüche aus früheren Leistungen. Mit 
diesen Anpassungen ist ein Wandel der realen Einkommensver-
háltnisse und der künfügen Chancen der Einkommenserzielung 
verbunden. Diese Unsicherheiten eröffnen im poliüschen Prozeft 
ein weites Feld für neue Interpretaüonen der Aufgaben der Geld-, 
Fiskai- und Sozialpoliük. Obwohl für die DDR die "soziale Frage" -
wie es Walter Eucken (1955. S. 193) in einem anderen Zusammen-
hang formuliert hat - unbestreitbar vor allém die Frage nach der 
Freiheit des Menschen ist, besteht im poliüschen Prozeft die Ge-
fahr, daft das grofte Ziel der geistigen und ordnungspolitischen Er-
neuerung und Gesundung dem wohlfahrtsstaatlichen Tatendrang 
der Poliüker zum Opfer falit und die Weichen - gleichsam aufter-
halb des Wirkungsbereichs des Preissystems - vorschnell in Rich-
tung auf einkommenspolitische Paritatsziele gestellt werden. 
Auf diese Gefahr hinzuweisen ist deshalb geboten, weil sich 
bekanntlich neue Umstande, die als soziale Probleme aufgefaftt 
werden, im poliüschen Prozeft vorzüglich dazu eignen, um eine 
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weitgehende Vorabharmonisierung sozialpolitischer Maftnahmen 
zu fordern und die staatliche Regulierungsmacht auszudehnen. 
Dabei können die mit dem Übergang verbundenen Gefábrdungen 
iiberkommener wirtschaftlicher Positionen in der DDR leicht zu 
einer Kampagne gegen die politisch Verantwortlichen und die 
Soziale Marktwirtschaft ausgeschlachtet werden. Ein beliebtes Mit-
tel hierfiir ist es, die schwierigen Probleme zu iibertreiben, was 
zum Beispiel bei der zukünftig offen zutage tretenden Arbeitslosig-
keit im Vergleich zu der bisherigen versteckten UnterbescháfÜ-
gung leicht ist 
Es ist bei allém Verstandnis für den Wunsch, den bedürfügen, 
verunsicherten, ángstlichen Menschen in der DDR beizustehen 
und ihre materielle Existenz zu erleichtern und zu sichern, immer 
wieder daran zu erinnern, daft für die DDR die soziale Frage vor al-
lém die Frage nach der Freiheit des Menschen in einer leistungs-
fahigen Wirtschaftsordnung ist Die Lösung dieses schwierigen 
Problems muft anderen sozialen Fragen vorgelagert sein. Eine Po-
litik der Umverteilung im Sinne einer vorauseilenden Sozialunion 
würde die Integration als Preis-, Tausch- und Zahlungsgemein-
schaft im höchsten Mafte erschweren und gefáhrden. In der DDR 
gibt es keine Einkommensschichten, von denen die Kosten der 
Umverteilung getragen werden können. So bleibt hierfiir nur die 
Bundesrepublik. Die Poliüker denken im Augenblick mehrheitlich 
nicht an eine direkte Steuererhöhung. Im Interesse einer weiterhin 
günstigern wirtschaftlichen Entwicklung müftte der Möglichkeit 
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entgegengewirkt werden, daft die Wirtschaft die gegenwártige An-
passungslast als künftige Steuerlast interpretiert 
2. Die Gefahr der indirekten Steuererhöhung durch Inflation 
Die Wáhrungseinheit unabdingbar dem Prímát der Wáhrungs-
polilik zu verpflichten, ist auch und gerade für die Bevölkerung der 
DDR eine soziale Wohltat ersten Ranges. Dies folgt zwingend aus 
den "gesellschafts-, moral- und rechtsverwüstenden Wirkungen" 
(Franz Böhm, 1950), die von jeder Art von Inflation, besonders 
aber von der DDR-typischen versteckten und zurückgestauten Gel-
dentwertung ausgehen. Soil die stabilitatsorientierte Geldpolitik in 
Deutschland glaubhaft bleiben, ist die Fiskalpolitik eindeutig einer 
entsprechenden monetaren Steuerung zu unterwerfen. Jedenfalls 
darf sie nicht den Verdacht entstehen lassen, die Staatsquote wer-
de DDR-bedingt wieder erhöhL Der Kreis der unmittelbar von der 
Stabilitat der DM Begünstigten wird um 17 Millionen gröBer. Die 
Argumente, die fur eine Relativierung des Ziels der Geldwertstabi-
litat im Dienste einer vermeintlich sozial sanfteren Überleitung die-
ser Menschen in die Marktwirtschaft angeführt werden, laufen in 
letzter Konsequenz auf eine Einengung des Einfluftbereichs einer 
realistischen knappheitsorientierten Preiskoordination - also auf 
eine Bekraftigung des "Primats der Wáhrungspolitik" (Walter 
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Eucken) und eine darauf verbindlich festgelegte gesamtdeutsche 
Bundesbank - weit über das bestehende Bundesbankgesetz hinaus. 
3. "Recht auf Arbeit" 
Die Praxis des Rechts auf Arbeit hat in der DDR zu einer lei-
stungsindifferenten Gesellschaft geführt lm "Recht auf Arbeit" mit 
einer quasi-feudalzeitlichen Leibeigenschaft ("Pílicht zur Arbeit") 
liegt eine entscheidende Ursache dafür, daB es in der DDR zu der 
bekannten kriüschen Entwicklung der wirtschaftlichen Lage und 
dem anschwellenden Strom von Übersiedlern in die Bundesrepub-
lik gekommen ist, der für die beiden deutschen Staaten einschnei-
dende wirtschaftliche und soziale Probleme aufzuwerfen droht Be-
reits im Jahre 1950 hat Franz Böhm (S. XLTV) zutreffend festge-
stellt Der Anspruch auf Dauerbescháftigung aller Arbeitsfáhigen 
um jeden Preis láftt sich nur unter Opfern erfüllen, "die selbst un-
ter Annahme einer Gesellschaft von Engeln überaus drückend, 
nach den bisherigen geschichtlichen Erfahrungen und bei Unter-
stellung des Menschen, wie er ist, von grauenerregender Furcht-
barkeit sind.". 
Dort, wo in Westdeutschland - etwa in Hessen - ein "Recht auf 
Arbeit" von der Verfassung versprochen wird, interpreüeren es die 
Gerichte als Garantie der Einrichtung einer Arbeitsvermittlung, 
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von Möglichkeiten der Weiterbildung und der Arbeitslosenversi-
cherung. Es gibt gewift Griinde dafür, der DDR für den Aufbau der 
Arbeitslosenversicherung, vor allém aber für Einrichtungen der 
Arbeitsvermittlung, der Umschulung und Weiterbildung Hilfe zu 
leisten. Allerdings sollte auf die bisher gewáhrte Hilfe für die Ein-
gliederung von Übersiedlern verzichtet werden. Auch sollte die 
"Anschubíinanzierung" kein moralisches Fehlverhalten der Tarif-
parteien begünsügen. Die Kosten der Arbeitslosigkeit, die von 
einer falschen Tarifpoliük der Arbeitsmarktparteien ausgehen, soll-
ten diesen schon bald in Gestalt von Beitragen angelastet werden 
(Willgeroldt und andere, 1990, S. 82). Eine groftzügig subventio-
nierte Arbeitslosenunterstützung ist dagegen geeignet, die Tarif-
parteien von der Verantwortung für die Arbeitslosigkeit freizu-
sprechen. Sie werden sich sorglos verhalten und damit den Sub-
venüonsbedarf der Arbeitslosenversicherung erhöhen. Dadurch 
kann das Bescháftigungsproblem in der Übergangsperiode küns-
tlich verschárft und im poliüschen Prozeft für Kampagnen gegen 
die Soziale Marktwirtschaft miftbraucht werden. 
Es gibt eine beliebte Denklradiüon, nach der die Bescháfti-
gung in dem Mafte wáchst, in dem die effeküve Nachfrage erhöht 
wird. Nach dieser "Kauíkrafttheorie des Lohnes", die Anhángern 
des Grundsatzes der Einkommensparitat ("Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit") entgegenkommt, sind Lohnerhöhungen ein pro-
bates Mittel gegen Arbeitslosigkeit, abgesehen von der ihnen zuge-
schriebenen Funktion, als Schrittmacher und Garant der sozialen 
Integration zu dienen. Nun sind aber Löhne bekanntlich auch Kos-
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ten. Kostensteigerungen durch Lohnerhöhungen flihren aber in 
bestimmten Situationen - erheblicher Produktivitats- und Qualitats-
riickstand gegenüber den Konkurrenten - zu vermehrter Freiset-
zung von Arbeit und verminderter Investitionsbereitschaft Noch 
so hehre soziale Gründe können nichts daran ándern, daft die 
Löhne nicht beliebig und unabhangig von den Verhaltnissen auf 
den Produkt- und Faktormárkten festgelegt werden können, wenn 
man Wert darauf legt, daft alle Arbeitswilligen Arbeit finden und 
daft es nicht zu anderen volkswirtschaftlich unerwiinschten Er-
scheinungen kommt (Meyer und Willgerodt, 1956, S. 14ff.). 
Arbeitsplátze in den DDR-Betrieben müssen im offenen Wett-
bewerb mit westdeutschen und anderen Konkurrenten erhalten 
und geschaffen werden. Dies fordert von den Tarifgestaltern eine 
Gratwanderung zwischen dem Ziel der Abwanderungsverhinde-
rung und der Produktivitatsorienlierung des Lohnes. Hierbei sind 
nicht die durchschnittliche Produktivitat, sondern die aktuellen Dif-
ferenzen zwischen den Unternehmen und deren Gewinnchancen 
auf den Arbeitsmarkten entscheidend. Deshalb ist auf lange Zeit 
des Übergangs ein hohes Maft an markt- und betriebsnaher Flexi-
bilitat in der Lohnstruktur unverzichtbar. So könnten die Anpas-
sungs- und Überlebenschanchen der Betriebe im Integralionspro-
zeft wesentlich erhöht werden, wenn zumindest in der Zeit der 
besonderen Gefáhrdung der Betriebe das Anreiz- und Kontrollsys-
tem jener Unternehmensordnung eingeílihrt wiirde, die sich in Ja-
pan bewáhrt hat In ihr wird bekanntlich die Gewiftheit der Be-
schafügung auf Dauer mit einer spürbaren Einkommensunsicher-
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heit erkauft Neben einem festen Grundlohn erhalten die Arbeit-
nehmer gewinnabhángige Prámien, die zweimal im Jahr ausge-
zahlt werden und etwa ein Drittel des Jahreseinkommens ausma-
chen. Die Information über die Gewinnentwicklung erfolgt in einer 
Weise, die den Arbeitnehmern standig die Vorteilhaftigkeit ihrer 
betrieblichen Mitwirkung und Mitverantwortung vor Augen führt 
Diese Regelung hat den Vorteil, daft sie auf eine relatív einfache, 
gleichwohl wirkungsvolle Weise die Möglichkeit bietet, das Ar-
beitsplatzrisiko in das Einkommensrisiko zu transformieren, wobei 
die Arbeitnehmer es in der Hand habén, an der Minimierung des 
Einkommensrisikos mitzuwirken. Ob entsprechende Betriebsver-
einbarungen dann spáter von branchen- und regionenweiten Tarif-
vertrágen abgelöst werden sollten, bedarf angesichts der negativen 
Begleiterscheinungen der Rasenmáhermethode der westdeutschen 
Tarif- und Arbeitsmarktpolitik einer gründlichen Überlegung. 
Wichtiger für die Wirtschaft der DDR sind funktionsfáhige und 
weitsichtige Betriebsráte. In der Tat ist "ein guter, dynamischer 
Start mit möglichst vielen wettbewerbsfahigen Unternehmen und 
Arbeitsplátzen ... für die Arbeitnehmer, für ihre Beschaftigung und 
nicht zuletzt für ihre weitere Lohngestaltung allemal besser als ein 
beginnender Wettbewerb mit dem Bleigewicht zu hoher Kosten" 
(Schlecht, 1990). 
Würde das Lohngefálle aus sozialen Motiven entgegen dem 
Produktivitatsgefalle und der Wettbewerbslage der DDR-Betriebe 
auf offenen Márkten beseitigt, gleichwohl aber das Integrationsziel 
verfolgt, so müftten die Kapitalzufuhren in die DDR anderen als 
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Preissignalen folgen. Bei Subventionen müftte mit den typischen 
Nachteilen der Invesülionslenkung gerechnet werden: falsche 
Schwerpunktsetzungen, Bevorzugung von Groftunternehmen, un-
zureichende Verwendungskontrollen und so fort Denkt man die 
erforderlichen Hilfsverfahren der Koordination entsprechender 
Lenkungsmaftnahmen und deren Wirkungen zu Ende, dann landet 
man bei den Ordnungsvorstellungen jener Ökonomieprofessoren 
und Poliliker, die sich direkt oder indirekt daran beteiligt haben, 
die Schleppe der SED-Macht zu tragen. Sie glauben auch heute 
noch, daft das System mit anderen Personen und Methoden hatte 
funktonieren können. 
Man kann nur hoffen, daft die Arbeitnehmervertreter in der 
DDR nicht dem Trugschluft unserer Gewerkschaften verfallen, 
man könne eine Einkommensumverteilung durch eine expansive 
Lohnpolitik ohne Riicksicht auf die Produktivitatsentwicklung er-
reichen. Dies wird - wie schon in der Bundesrepublik - miftlingen. 
Für die DDR waren die volkswirtschaftlichen Konsequenzen eines 
solchen Versuchs besonders fatal: námlich Inflation bei willfáhriger 
Geldpolitik oder Arbeitslosigkeit bei stabilitatsorientierter Geldpo-
litik. 
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4. "Recht auf Wohnung" 
Der StrukturanpassungsprozeB wird erhebliche Anforderungen an 
die berufliche Flexibility und die Mobilitat der Bescháftigten in 
der DDR stellen. Deshalb ist die Lösung des Wohnungsproblems 
eine vordringliche Aufgabe. Die Wohnungszwangswirtschaft hat in 
Deutschland eine über siebzigjáhrige Tradition. Wir verdanken sie 
einem ausgeprágten Angebotspessimismus des Gesetzgebers (Me-
yer, 1959, S. 16ff.). Die damit gemachten reichlichen Erfahrungen 
bestatigen die nationalökonomische Binsenwahrheit, daft eine Mie-
tenbindung mit dem Charakter eines Höchstpreises und ein ex-
tremer Kündigungsschutz als faktisches Dauerwohnrecht zwangs-
láufig auch ein Bewirtschaftungsproblem schaffen, zu Desinves-
titionen im Altbestand führen und die Produktionsfaktoren in 
andere, liberalisierte Anlagemöglichkeiten abdrángen. 
In der DDR ist die umfassende staatliche Wohnraumbewirt-
schaftung völlig gescheitert Nur eine radikale marktwirtschaftli-
che Neuorientierung bietet einen raschen Ausweg aus der entstan-
denen Notlage der Wohnungsversorgung. Hierbei besteht wiede-
rum die Chance, die Fehler der Bundesrepublik nach 1945 zu ver-
meiden: durch weitgehende Privatisierung des staatlichen Woh-
nungsbestandes, vielleicht sogar verbunden mit Sanierungsaufla-
gen, durch Iiberalisierung des Immobilienrechts, Freigabe der 
Baupreise und der Neubaumieten, durch Angleichung der Altbau-
mieten an das Marktniveau bei Verzicht auf die zentrale Wohn-
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raumlenkung, auf anreizwidrige Ausgestaltung des Mietrechts, 
durch Übergang von der Objekt- zur Subjektfórderung mit Hilfe 
einer flexiblen Wohngeldpoliíik. Die Slarkung der privátén Bauini-
tiative würde den geschátzten Inveslilionsaufwand von 230 Mrd. 
DM zu einer Sache des Kapitalmarktes machen und den Staat 
weitgehend entlasten. Problematisch ware es, wenn in der DDR 
das staatliche Eigentum an den Wohnungen zunáchst auf die Ge-
meinden übertragen würde. In diesem Falle ist damit zu rechnen, 
daft die Verwaltungen in die Rolle öffentlicher Unternehmen hin-
einwachsen, die wohl schon aus Bescháfügungsgründen ein beson-
deres Interesse daran hátten, einen gröfteren Teil des Wohnungs-
bestandes in der Hand zu behalten (siehe hierzu Batholmai und 
Melzer, 1990, S. lOlff.). 
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V. Gibt es einen "saníten Weg"? 
Könnte eine DDR-Regierung den Übergang zur Marktwirt-
schaft in eigener Regie auf der Grundlage getrennter Preissysteme 
nicht sozial "sanfter" gestalten? In diesem Falle müftte eine DDR-
Regierung mit Blick auf den Wechselkurs und andere Erfolgsin-
dikatoren der Wirtschaftspolitik in ordnungspolitischer Hinsicht 
ebenso konsequent voranschreiten wie eine gemeinsame Regie-
rung im Falle der Wáhrungseinheit Soil námlich der Übersiedler-
strom gestoppt, vielleicht sogar umgekehrt werden, muB die 
eigenstandige Wirtschaftspolitik einer autonómén DDR-Regierung 
áufterst erfolgversprechend sein. Dies kann sie nach aller Erfah-
rung nur bei prinzipieller freier Preisbildung, stabilem Geldwert, 
freien Handelsgrenzen, Entfesselung des Unternehmertums, unbe-
schránkter Konvertibilitat der Wáhrung, einer leistungsfáhigen Ar-
beitsmarkt-, Sozial- und Umweltschutzpoliük. Die DDR-Regierung 
dürfte sich keine desintegrierenden (sozialistischen) Experímente 
leisten. Für das Risiko des wirtschaftspolitischen Scheiterns müftte 
sie einstehen. Die Bundesrepublik sahe sich allerdings - mit ord-
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nungspoliüsch gebundenen Handen - weiterhin im Obligo, schon 
wegen der Übersiedler. 
Es wird sich auch in der DDR die Erfahrung bestatigen, daft 
nur diejenigen Gesellschaften mit erstaunlicher Schnelligkeit zu 
Wohlstand gelangen, die Gerechügkeitsfragen ohne prinzipielle 
Verletzung des Geltungsbereichs des Marktpreissystems zu lösen 
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versuchen. Kommen zu diesem Geist des Ordnens noch die 
Fáhigkeiten des Vorsorgens, des Kombinierens, des Rechnens, des 
Unternehmens, des menschlichen Fiihrens, freien Gestaltens, des 
bürgerlichen Verantwortungssinns und der Zuverlássigkeit hinzu, 
wie es in der DDR in hohem Mafte der Fali ist, dann treffen alle 
jene Umstande zusammen, in denen mit Wilhelm Röpke das Ge-
heimnis der reichen Lander gesehen werden kann. Wie schnell 
und nachhaltig die DDR von dieser Erkenntnis profitieren wird, 
hángt wesentlich vom Ausgang des Konílikts zwischen den Ver-
antwortungsethikern und den Gesinnungsethikern auf dem Wege 
zu einer neuen Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
Deutschland ab. 
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